
§ 8 Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Familienzulagen

Die Vorlage im Überblick

Mit der Anpassung des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die Familienzulagen werden die
Ausbildungszulagen von monatlich 250 Franken ab 1. Januar 2009 gesetzlich verankert und Kinder-
zulagen für Selbstständigerwerbende eingeführt. 

Das neue Bundesgesetz über die Familienzulagen tritt auf den 1. Januar 2009 in Kraft und erfordert
Anpassungen auf kantonaler Ebene:
– Dem neuen Familienzulagengesetz sind alle Arbeitgeber unterstellt, die gemäss Bundesgesetz über

die Alters- und Hinterlassenenversicherung beitragspflichtig sind. Es wird somit keine Ausnahmen
von der Unterstellung mehr geben (wie z.B. kantonale Verwaltung, Kantonsspital). Zweignieder-
lassungen und Betriebsstätten eines Arbeitgebers, dessen Hauptbetrieb in einem anderen Kanton
liegt, können aber auf Begehren hin der Familienausgleichskasse des Hauptbetriebes angeschlossen
werden. Auch Selbstständigerwerbende werden unterstellt, ohne aber für sie eine separate Kassen-
lösung zu treffen.

– Ist ein Kind erwerbsunfähig, wird die Zulage bis zum 20. (bisher 18.) Altersjahr ausgerichtet. 
– Höhere Mindestansätze für Kinder- und Ausbildungszulagen (als 200 Fr., resp. 250 Fr.) sowie von

Geburts- und Adoptionszulagen werden ermöglicht; es wird davon aber kein Gebrauch gemacht. 
– Geschwister und Grosseltern können Kinder- und Ausbildungszulagen beziehen, wenn sie im

überwiegenden Mass für den Unterhalt des Kindes aufkommen.
– Es werden nur noch ganze Kinder- und Ausbildungszulagen ausgerichtet.
– Der Mindestlohn, der zum Bezug von Kinder- und Ausbildungszulagen berechtigt, entspricht mindes-

tens dem halben jährlichen Betrag der minimalen vollen Altersrente der AHV. 
– Nichterwerbstätige haben Anspruch auf Kinder- und Ausbildungszulagen, sofern ihr steuerbares

Einkommen einen bestimmten Betrag nicht übersteigt und sie keine Ergänzungsleistungen beziehen.
– Der Vollzug ist anzupassen. 

Die finanzielle Lage der kantonalen Ausgleichskasse ist gut; der Beitragssatz wird sich allerdings wegen
des Einbezugs der Selbstständigerwerbenden mittelfristig erhöhen. 2007 erbrachten die Beiträge 10 Mil-
lionen Franken; der Jahresaufwand betrug 8,5 Millionen Franken. Bei Verwaltungskosten von 130 000
Franken erwirtschaftete die kantonale Familienausgleichskasse einen Gewinn von 1,37 Millionen Franken;
ihre Reserven betragen 15,6 Millionen Franken. Die Neuregelung lässt die Leistungen auf 13 Millionen
Franken steigen, und trotz Anschluss aller Arbeitgeber und höherer Beiträge wird ein Verlust von rund
700 000 Franken entstehen. Das Vermögen reduziert sich bis 2015 auf 11,4 Millionen Franken. – Für den
Kanton ergeben sich zusätzliche direkte Kosten von 400 000 Franken (250 000 Fr. Zulagen für Nicht-
erwerbstätige, 150 000 Fr. Anschluss kantonale Verwaltung an Familienausgleichskasse).

Der Landrat diskutierte vor allem den Einbezug der Selbstständigerwerbenden; er entschied sich für
deren Einbezug und für gemeinsame Finanzierung. Er beantragt, der bereinigten Vorlage zuzustimmen. 

1. Ausgangslage

Im November 2006 hiess das Volk das Bundesgesetz über die Familienzulagen (Familienzulagengesetz,
FamZG) in der Referendumsabstimmung gut. Das Gesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft und bringt umfas-
senden Anpassungsbedarf auf kantonaler Ebene. Nachdem die bundesrechtliche Lösung eine deutlich
höhere Regelungsdichte aufweist und damit verschiedene bisherige kantonale Regelungen entbehrlich
macht, ist namentlich das Gesetz vom 12. Mai 1974 über Kinderzulagen für Arbeitnehmer zu erneuern. Die
Kantone müssen spätestens ab 1. Januar 2009 Kinderzulagen von 200 Franken bzw. Ausbildungszulagen
von 250 Franken pro Kind und Monat ausrichten. 

Im Landrat gingen 2007 zwei Vorstösse ein, welche sich mit den Kinderzulagen beschäftigten. Zum einen
verlangten sie die sofortige Einführung der höheren Kinderzulage, was auf den 1. Januar 2008 geschah. Zum
anderen wurde eine Lösung für Selbstständigerwerbende gefordert. Die Zulagen sollten weiterhin ohne
Beteiligung der Arbeitnehmenden finanziert werden. 

2. Rechtslage und finanzielle Situation der kantonalen Ausgleichskasse 

2.1. Bestehende Rechtslage

Das geltende Gesetz über Kinderzulagen für Arbeitnehmer sieht nur die Ausrichtung von Kinderzulagen vor.
Diese werden bis zum vollendeten 16. Altersjahr ausgerichtet und können bis maximal zum 25. Altersjahr
verlängert werden. 
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Nach geltendem Recht legt der Landrat die Höhe der Kinderzulagen fest; sie betragen ab 1. Januar 2008 
200 Franken. Die Kinderzulagen werden durch Arbeitgeberbeiträge finanziert; den Beitragssatz legt der
Regierungsrat fest. Alle natürlichen und juristischen Personen, die im Kanton Glarus Wohn- oder Geschäfts-
sitz haben, eine Zweigniederlassung oder Betriebsstätte unterhalten und Löhne an dauernd oder vorüber-
gehend tätige Arbeitnehmende ausrichten, sind dem Gesetz über Kinderzulagen für Arbeitnehmer unter-
stellt. Zweigniederlassungen und Betriebsstätten eines Arbeitgebers, dessen Hauptbetrieb in einem andern
Kanton liegt, können auf Begehren des Arbeitgebers der kantonalen Kasse des Hauptbetriebes angeschlos-
sen werden. Die dem Gesetz unterstellten Arbeitgeber haben sich der kantonalen oder einer vom Kanton
anerkannten Familienausgleichskasse anzuschliessen. Der kantonalen Kasse werden alle Arbeitgeber
angeschlossen, die nicht einer anerkannten Familienausgleichskasse angehören. Eine Anerkennung wird
von dem durch den Regierungsrat bezeichneten Departement ausgesprochen, wenn eine Kasse die im
Gesetz vorgesehenen Mindestzulagen ausrichtet, alle Arbeitnehmenden ihrer Mitglieder erfasst und für eine
geordnete Geschäftsführung Gewähr bietet.

Dem Gesetz nicht unterstellt sind:
– die eidgenössischen Verwaltungen, Betriebe und Anstalten;
– die kantonalen Behörden und Verwaltungen, Anstalten und Betriebe mit ihrem Personal;
– die landwirtschaftlichen Arbeitgeber gemäss Bundesgesetz über die Familienzulagen in der Landwirt-

schaft;
– die Arbeitgeber in Bezug auf den mitarbeitenden Ehegatten oder die in eingetragener Partnerschaft

lebende Person.

Der kantonalen Ausgleichskasse sind 2176 Betriebe angeschlossen:
– 463 selbstständigerwerbende Arbeitgeber,
– 1435 juristische Personen,
– 160 Hausdienstarbeitgeber,
– 118 Betriebe, die nur der Familienausgleichskasse Glarus (und nicht der Ausgleichskasse Glarus) ange-

schlossen sind. 

An Verbandsausgleichskassen sind rund 1000 Betriebe angeschlossen.

2.2. Neuerungen durch Familienzulagengesetz des Bundes

Unterstellung. – Dem neuen Familienzulagengesetz sind alle Arbeitgeber unterstellt, die gemäss Bundes-
gesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung beitragspflichtig sind. Es gibt somit keine Aus-
nahmen von der Unterstellung mehr (wie z.B. kantonale Verwaltung, Kantonsspital). Es bleibt aber möglich,
Zweigniederlassungen und Betriebsstätten eines Arbeitgebers, dessen Hauptbetrieb in einem anderen
Kanton liegt, auf Begehren hin der Familienausgleichskasse des Hauptbetriebes anzuschliessen. Auch
Arbeitnehmende, die keinen beitragspflichtigen Arbeitgeber in der Schweiz haben, erhalten neu Kinder- und
Ausbildungszulagen; der AHV-Ausgleichskasse Glarus sind zurzeit fünf solche Personen angeschlossen.
Gemäss geltendem kantonalem Recht sind die mitarbeitenden Ehegatten der Arbeitgeber dem Gesetz nicht
unterstellt (Art. 2 Bst. d Gesetz). Es kann z.B. die Ehefrau eines Selbstständigerwerbenden keine Kinder-
zulagen geltend machen, selbst wenn sie im eigenen Betrieb vollzeitig erwerbstätig ist. Das Familien-
zulagengesetz lässt diese Einschränkung nicht mehr zu. Sofern die Ehefrau eines Selbstständigerwerben-
den im Geschäft mitarbeitet (Teil- oder Vollzeit) und einen Mindestlohn erzielt, kann sie nun den Anspruch
auf Kinderzulagen geltend machen (Art. 13 Abs. 1 FamZG). 

Dauer der Bezugsberechtigung bei Erwerbsunfähigkeit. – Ist ein Kind erwerbsunfähig, so wird die Zulage bis
zum 20. Altersjahr ausgerichtet (Art. 3 Abs. 1 Bst. a FamZG); nach geltendem Recht nur bis zum 18. Alters-
jahr. 

Zulagenarten und -höhe. – Die Kantone können höhere Mindestansätze für Kinder- und Ausbildungszulagen
als 200 / 250 Franken sowie Geburts- und Adoptionszulagen vorsehen (Art. 3 Abs. 2 FamZG). 

Weitere Bezugsberechtigte. – Geschwister und Grosseltern können Kinder- und Ausbildungszulagen bezie-
hen, wenn sie in überwiegendem Mass für den Unterhalt des Kindes aufkommen (Art. 4 Abs. 1 Bst. d
FamZG). 

Ganze Familienzulagen. – Im Gegensatz zum gültigen Gesetz werden nur noch ganze Kinder- und Aus-
bildungszulagen ausgerichtet (Art. 13 Abs. 3 FamZG). Dies und der diesbezügliche Einbezug der Selbst-
ständigerwerbenden verursacht Mehrausgaben von rund 150 000 Franken.

Mindestlohn. – Der Mindestlohn, der zum Bezug von Kinder- und Ausbildungszulagen berechtigt (Art. 13
Abs. 3 FamZG) ist bestimmt: ein jährliches Erwerbseinkommen, das mindestens dem halben jährlichen
Betrag der minimalen vollen Altersrente der AHV entspricht. 

Nichterwerbstätige. – Neu haben auch Nichterwerbstätige Anspruch auf Kinder- und Ausbildungszulagen
sofern ihr steuerbares Einkommen einen bestimmten Betrag nicht übersteigt und sie keine Ergänzungs-
leistungen beziehen. Grundsätzlich hat der Kanton die Familienzulagen für Nichterwerbstätige zu finanzie-
ren. Er kann Nichterwerbstätige, die mehr als den AHV-Mindestbeitrag bezahlen, zu Beiträgen verpflichten,
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was aber nicht vorgesehen ist (Art. 19 und 20 FamZG). Der Vergleich mit Familienausgleichskassen, die
Zulagen für Nichterwerbstätige ausrichten (FR, SH) zeigt, dass im Kanton Glarus etwa sechzig Nicht-
erwerbstätige Anspruch auf durchschnittlich eineinhalb Kinder- und Ausbildungszulagen haben dürften. Die
Mehrkosten betragen rund 250 000 Franken jährlich.

Kantonale Kompetenzen und Regelungsbedarf. – Die Kantone haben weiterhin die Finanzierung der Fami-
lienzulagen und der Verwaltungskosten zu regeln. Sie errichten eine kantonale Familienausgleichskasse,
übertragen deren Geschäftsführung der kantonalen AHV-Ausgleichskasse und regeln insbesondere deren
Aufgaben (Art. 16 und 17 FamZG).

2.3. Finanzielle Situation der kantonalen Familienausgleichskasse

Die Beiträge der Arbeitgeber belaufen sich zurzeit auf rund 10 Millionen Franken pro Jahr. Der Beitragssatz
beträgt 1,9 Prozent der AHV-pflichtigen Lohnsumme. Die Kinderzulagen von 170 Franken pro Kind und
Monat ergaben 2007 einen Aufwand von rund 8,5 Millionen Franken. Von der Kantonalen Familienaus-
gleichskasse werden 136 Zulagen für Kinder ausgerichtet, die ihren Wohnsitz nicht in der Schweiz haben
(nach Kaufkraft abgestuft nur vier Zulagen). Bei durchschnittlichen Verwaltungskosten von 130 000 Franken
pro Jahr erwirtschaftet die kantonale Familienausgleichskasse einen Gewinn von 1,37 Millionen Franken.
Ihre Reserven betragen 15,6 Millionen Franken. 

Das Familienzulagengesetz schreibt ab dem 1. Januar 2009 Kinderzulagen von mindestens 200 Franken und
Ausbildungszulagen von 250 Franken pro Kind bzw. Jugendlichen pro Monat vor. Aufgrund der tieferen
Lebenshaltungskosten im Kanton Glarus sind die Kinder- und Ausbildungszulagen nicht über den Mindest-
ansatz hinaus zu erhöhen. 

Auswirkungen der Neuerungen:
– Im Jahr 2008 werden höhere Kinderzulagen (200 Fr.) ausgerichtet, der Beitragssatz wird aber bei 1,9

Prozent belassen. 
– Die Ausrichtung von Ausbildungszulagen (250 Fr.) bedarf einer Gesetzesänderung; diese ist per 

1. Januar 2009 vorgesehen. 
– Nach geltendem Recht befreite Betriebe bleiben 2008 befreit. Sie leisten weder Beiträge an die kanto-

nale Ausgleichskasse noch bezieht deren Arbeitnehmerschaft von ihr Leistungen. Sowohl das eine als
auch das andere erfolgt per 1. Januar 2009 (Inkrafttreten FamZG) und führt zu einem Anstieg der Einnah-
men und Leistungen.

– Mit Inkrafttreten des Familienzulagengesetzes können keine Teilzulagen mehr ausgerichtet werden 
(Art. 13 Abs. 3 FamZG). 

3. Kinder- und Ausbildungszulagen für Selbstständigerwerbende

3.1. Regelungen in anderen Kantonen

Es kennen zehn Kantone einen Anspruch auf Kinderzulagen für Selbstständigerwerbende, wobei in sieben
Kantonen der Anspruch an Einkommens- bzw. Vermögensgrenzen gebunden ist. Die umliegenden Kantone
(SZ, SG, GR, UR), die Kinderzulagen für Selbstständigerwerbende ausrichten, handhaben dies wie folgt:
– Der Anschluss der Selbstständigerwerbenden an eine Familienausgleichskasse ist mit Ausnahme von

Uri freiwillig. 
– Der Anspruch auf Zulagen ist (Ausnahme GR) an eine Einkommensgrenze gebunden; wird ein bestimm-

tes Einkommen erzielt, besteht kein Anspruch auf Zulagen.
– Die Beitragspflicht der Selbstständigerwerbenden ist auf die Dauer des Zulagenbezugs beschränkt; sie

beziehen nur während der Zeit Zulagen, in welcher sie Beiträge an die Familienausgleichskasse bezah-
len.

– Einzig in Graubünden wird der Beitrag über Prozente des AHV-pflichtigen Einkommens finanziert. In den
anderen Kantonen beträgt der Beitrag entweder eine halbe oder eine ganze Jahres-Kinderzulage.

Die Zulagen an die Selbstständigerwerbenden werden in allen verglichenen Kantonen (SZ, SG, GR, UR, AI,
AR) nicht völlig durch diesen Bezügerkreis finanziert. Im Kanton Schwyz finanzieren die Selbstständigerwer-
benden ihre Zulagen zu rund 40 Prozent. Deshalb muss auf Beiträge Dritter zurückgegriffen werden und es
kommt zu einer Quersubventionierung: Mit Beiträgen, welche die Arbeitgeber aufgrund der AHV-pflichtigen
Löhne ihrer Arbeitnehmenden bezahlen, werden nicht nur die Kinder- und Ausbildungszulagen der
Arbeitnehmenden finanziert, sondern auch die Zulagen der Selbstständigerwerbenden. In Appenzell Inner-
rhoden ist gesetzlich verankert, dass der Kanton einen bestimmten Betrag an die kantonale Familien-
ausgleichskasse leistet, sofern dies erforderlich ist.
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3.2. Mögliche Rechnungsführung

Getrennte Rechnungen

Die auszurichtenden Kinder- und Ausbildungszulagen für Selbstständigerwerbende werden auf 1898 000
Franken geschätzt. Für die Finanzierung bildet die AHV-pflichtige Einkommenssumme von rund 58,6 Millio-
nen Franken die Basis. Um die Zulagen zu finanzieren, wäre ein Beitragssatz von 3–3,5 Prozent erforderlich.
Mit dem aktuellen Beitragssatz von 1,9 Prozent entstünde ein jährlicher Verlust von 783 000 Franken. Ein
Gewinn ergäbe sich bei einer eigenen Lösung für Selbstständigerwerbende – bei gleichen Leistungen und
ohne Einrechnung von Verwaltungskosten – erst bei einem Beitragssatz von 3,25 Prozent.

Gemeinsame Rechnung

Bei vielen Selbstständigerwerbenden arbeitet der Ehepartner im Geschäft mit. Es kann der Ehepartner aber
auch bei einem anderen Arbeitgeber angestellt sein und Zulagen beziehen, falls ein Anspruch besteht. Bei
der Berechnung für die Selbstständigerwerbenden sind deshalb rund 95 000 Franken (37 Zulagen) abzuzie-
hen.

Bei gemeinsamer Rechnung (Arbeitgeber und Selbstständigerwerbende) führt ein Beitragssatz von 2,1 Pro-
zent (+ 0,2%) zu einem ausgeglichenen Rechnungsergebnis. Der durchschnittliche Beitragssatz aller kanto-
nalen Familienausgleichskassen beträgt 1,73 Prozent, derjenige der Familienausgleichskassen der Deutsch-
schweizer Kantone 1,63 Prozent. Mit 1,9 Prozent liegt der Kanton Glarus auf dem zweitletzten Platz der
Deutschschweizer Kantone; die Erhöhung um 0,2 Prozent schwächt die Konkurrenzfähigkeit.

Umsetzung

Für den Landrat war die Einführung einer Selbstständigerwerbendenlösung mit getrennter Rechnung un-
diskutabel. Die Kasse wäre derart unattraktiv und teuer, dass eine separate Lösung nicht vorgeschlagen
werden konnte. Entgegen des Vorschlags, den der Regierungsrat aufgrund der Motionsvorgabe auszu-
arbeiten hatte, entschied sich der Landrat für eine gemeinsame Kasse: 
– Der Anschluss ist obligatorisch.
– Beitragspflicht während gesamter selbstständiger Tätigkeit: Die Arbeitgeber zahlen während ihrer

gesamten Geschäftstätigkeit Beiträge. Müssten die Selbstständigerwerbenden nur während der Bezugs-
dauer Beiträge entrichten, wäre dies eine ungerechtfertigte Bevorzugung. Mit der vorgeschlagenen
Lösung werden die ungedeckten Kosten der Selbstständigerwerbenden etwas gesenkt.

– Finanzierung über Prozente des AHV-pflichtigen Einkommens: Die Anbindung der Beiträge an die Höhe
des Einkommens ist sinnvoll. Die Finanzierung über halbe oder ganze Jahreszulagen führt zu einer
Plafonierung und widerspricht dem Grundgedanken einer Solidargemeinschaft.

– Gemeinsame Finanzierung durch die Arbeitgeber und die Selbstständigerwerbenden: Der Beitragssatz
für alle Versicherten wird mittelfristig im Sinne einer Solidargemeinschaft steigen.

Fazit

Familienzulagenlösungen für Selbstständigerwerbende sind nicht kostendeckend. Sie sind nur finanzierbar,
wenn sie als gemeinsame Lösung ausgestaltet werden. Die gemäss Bundesgesetz vorgesehene Möglichkeit
für Selbstständigerwerbende, ihre Partner zu einem Minimallohn von 6630 Franken dem Familienzulagen-
system zu unterstellen und Kinderzulagen zu bekommen, verursacht zusätzliche Kosten von etwa 1,3 Millio-
nen Franken; die Beiträge auf diesen Minimallöhnen würden hingegen nur 100 000 Franken betragen. Dies
verschlechtert das Ergebnis der kantonalen Familienausgleichskasse um 1,12 Millionen Franken. Werden die
Selbstständigerwerbenden dem Glarner Familienzulagensystem unterstellt und wird eine gemeinsame
Kasse geführt, bezahlen auch sie Beiträge auf ihrem AHV-pflichtigen Einkommen und es erhalten alle restli-
chen Kinder von Selbstständigerwerbenden Zulagen. Dies verbessert das Resultat um 430 000 Franken, und
der jährliche Verlust beträgt noch knapp 700 000 Franken. Nicht eingerechnet sind die schwer schätzbaren
Beiträge auf Löhne, die Selbstständigerwerbende ihren Partnern bisher bezahlten aber nicht abrechnen
mussten. 
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4. Erläuterungen zu einzelnen Bestimmungen

Artikel 1; Unterstellung

Artikel 1 regelt die Unterstellung, für die grundsätzlich das Bundesrecht gilt (Art. 11 FamZG).

Artikel 2; Unterstellung Selbstständigerwerbender

Auch die Selbstständigerwerbenden werden unterstellt. Das Bundesrecht sieht nichts Entsprechendes vor;
es bedarf einer kantonalrechtlichen Regelung. Auf ein Wohnsitzerfordernis wurde verzichtet, obschon das
Familienzulagengesetz bei einer Anspruchskonkurrenz auf den Wohnort abstellt. Es wäre ungerecht, wenn
Selbstständigerwerbende mit Geschäftssitz im Kanton und Wohnsitz ausserhalb, beitragspflichtig aber nicht
bezugsberechtigt wären. 

Artikel 4; Anspruch auf Familienzulagen

Die bundesrechtlichen Vorschriften sind analog anzuwenden. Neu kommen ausdrücklich die Selbstständig-
erwerbenden hinzu. 

Artikel 5; Höhe der Familienzulagen

Die Mindestansätze sind indexiert bzw. werden vom Bundesrat angepasst. Durch die Anbindung an die
eidgenössischen Mindestvorgaben muss nicht der Landrat die Zulagenhöhe festlegen; er kann aber höhere
Zulagen bestimmen (Abs. 2). Auch die Familienzulagen für Selbstständigerwerbende entsprechen den eid-
genössischen Mindestzulagen für Arbeitnehmende und Nichterwerbstätige. 

Artikel 6; Kantonale Familienausgleichskasse

Der kantonalen Familienausgleichskasse kommen im Wesentlichen die bisherigen Aufgaben zu, welche von
der kantonalen Ausgleichskasse erfüllt werden. Es kommt die Abrechnung der Selbstständigerwerbenden
hinzu. Die Familienzulagen werden nach wie vor in der Regel von den Arbeitgebern ausbezahlt. Die Sonder-
fälle regelt Absatz 5. 

Artikel 7; Weitere Aufgabe

Die kantonale Familienausgleichskasse ist weiterhin für die Durchführung des Gesetzes über Erwerbsersatz-
einkommen für einkommensschwache Eltern zuständig. 

Artikel 8; Andere Familienausgleichskassen

Grundsätzlich sollte eine auf das Bundesrecht gestützte einheitliche Regelung gelten, um organisatorische
Zersplitterung zu vermeiden. Die bisherige Lösung erlaubte aus Gründen der Kundenfreundlichkeit Sonder-
regelungen, was im Einzelfall möglich bleiben soll (Abs. 3).

Artikel 9; Anerkennung von Familienausgleichskassen

Die Anerkennung ist an Voraussetzungen gebunden. Namentlich muss die Kasse die gesetzlichen Zulagen
ausrichten und Beiträge erheben, alle Arbeitnehmenden ihrer Mitglieder erfassen sowie alle angeschlosse-
nen Selbstständigerwerbenden ausweisen.

Artikel 10; Beitrittspflicht

Die Selbstständigerwerbenden mit Geschäftssitz im Kanton haben sich einer Familienausgleichskasse
anzuschliessen. Reine Betriebskassen sind nicht mehr zulässig. Arbeitgeber, die eine Betriebskasse führen,
haben sich einer anerkannten Familienausgleichskasse anzuschliessen. Wer dies nicht tut, muss sich der
kantonalen Kasse anschliessen. 

Artikel 11; Aufsicht

Die Aufsicht wird nach wie vor durch den Regierungsrat ausgeübt. Neu ist lediglich die ausdrückliche Rege-
lung.

Artikel 12; Zusammenschluss und Auflösung von Familienausgleichskassen

Allfälliges Vermögen folgt bei der Auflösung einer Kasse den aufzunehmenden Mitgliedern und fällt an die
Familienausgleichskassen, welche diese aufnehmen.

Artikel 13; Kassenrevision und Arbeitgeberkontrolle

Nur begriffliche Anpassung (bisher Art. 16). 
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Artikel 14; Beiträge

Absatz 1. – Er nennt die zwei Rechnungen, welche getrennt zu führen sind:
– Zulagen für die Arbeitnehmenden und Selbstständigerwerbenden; sie werden durch Arbeitgeberbeiträge

und Beiträge der Selbstständigerwerbenden finanziert;
– Zulagen für Nichterwerbstätige; sie gehen zu Lasten des Kantons.

Absatz 2. – Die Festsetzung der Beitragssätze erfolgt durch die Familienausgleichskassen anhand des AHV-
pflichtigen Einkommens (Prozentsatz). Der Kantonsbeitrag für die Finanzierung der Nichterwerbstätigen-
Lösung ist zu budgetieren.

Artikel 15; Verwendung der Beiträge

Beiträge und Erträge dürfen nur zur Finanzierung der Familienzulagen, zur Deckung der daraus entstehen-
den Kosten und zur Äufnung der Schwankungsreserve verwendet werden. 

Artikel 16; Verwendung der Überschüsse

Analog der Regelung über die Verwendung der Beiträge sind Überschüsse separaten Fonds zuzuweisen.
Diese dienen der Betriebsfinanzierung und als Reserve (Bst. a). Im Gegensatz zum geltenden Recht können
die Leistungen nicht mehr erhöht werden. Die Kassen können jedoch die Beitragssätze variieren (Bst. b).

5. Personelle Auswirkungen

Die Neuregelung bringt der kantonalen Familienausgleichskasse einen einmaligen sehr grossen Arbeitsauf-
wand, da bisher befreite Arbeitgeber (z.B. kantonale Verwaltung, Spital) anzuschliessen sind. Die Ausrich-
tung von Zulagen an Selbstständigerwerbende und Nichterwerbstätige wird bleibenden Mehraufwand ver-
ursachen, welcher voraussichtlich eine 50-Prozent-Stelle erfordert.

6. Finanzielle Auswirkungen

Da künftig die kantonale Verwaltung, das Kantonsspital sowie die Selbstständigerwerbenden dem Gesetz
unterstellt sind, die Kinderzulage mindestens 200 Franken beträgt und eine Ausbildungszulage von mindes-
tens 250 Franken auszuzahlen ist, erhöhen sich die Leistungen auf 13,53 Millionen Franken. Bei gleichem
Beitragssatz ergäbe sich ab 2009 bei Einnahmen von 13,02 Millionen Franken und Verwaltungskosten von
180 000 Franken ein jährlicher Verlust von 690 000 Franken; das Vermögen würde 2015 noch 11,4 Millionen
Franken betragen. Der Beitragssatz wird sich allerdings wegen des Einbezugs der Selbstständigerwerben-
den mittelfristig erhöhen.

Die Zulagen für Arbeitnehmende bzw. Selbstständigerwerbende werden durch die Beiträge der Arbeitgeber
bzw. der Selbstständigerwerbenden finanziert. Die Kantonsfinanzen werden in beiden Fällen nicht tangiert.
Die Zulagen für Nichterwerbstätige sowie deren Verwaltungskosten gehen zu Lasten des Kantons (Art. 14
Abs. 1 EG FamZG). Diese neuen Aufwendungen belaufen sich auf rund 250 000 Franken.

Gestützt auf das Familienzulagengesetz werden alle Arbeitgeber der neuen Familienzulagenordnung unter-
stellt. Die kantonale Verwaltung und das Kantonsspital können somit ihre Kinderzulagen nicht mehr über
ihre Laufende Rechnung auszahlen, sondern haben wie alle anderen Arbeitgeber Beiträge in der Höhe von
1,9 Prozent der Lohnsumme zu entrichten. Diese durch Bundesrecht vorgegebene Neuerung belastet den
Kanton mit etwa 1 Million Franken.

7. Beratung der Vorlage im Landrat 

Eine landrätliche Kommission unter Vorsitz von Landrat Thomas Kistler, Niederurnen, diskutierte die Vorlage.
Sie befasste sich eingehend mit der Lösung für Selbstständigerwerbende. Gemäss Empfehlung des Bundes
und der Vorgabe des Vorstosses schlug der Regierungsrat eine Lösung für Selbstständigerwerbende mittels
getrennter Kassen vor, welche aber derart unattraktiv war, dass in erster Lesung Verzicht beantragt worden
war. Auf die zweite Lesung prüfte die Kommission diese Frage aufgrund der Diskussion im Landrat
nochmals umfassend. Sie schlug danach einstimmig, gestützt auf zusätzliche Berechnungen, die Unterstel-
lung aller Selbstständigerwerbenden unter die gemeinsam geführte Kasse vor. Zudem sei die Kompetenz
des Landrates, die Familienzulagen über das vom Bund festgesetzte Minimum hinaus erhöhen zu können,
wieder aufzunehmen. 
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Einführungsgesetz zum Bundesgesetz 
über Familienzulagen
(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... Mai 2008)

I. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1

Unterstellung

Die Unterstellung unter dieses Gesetz richtet sich nach dem Bundesgesetz
über die Familienzulagen (FamZG).

Art. 2

Unterstellung Selbstständigerwerbender

Personen, die nach dem Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenen-
versicherung (AHVG) als hauptberuflich Selbstständigerwerbende gelten
und deren Geschäftssitz sich im Kanton Glarus befindet, sind bis zur
Aufgabe ihrer selbstständigen Erwerbstätigkeit obligatorisch diesem Gesetz
unterstellt.

II. Familienzulagen

Art. 3

Arten von Familienzulagen

Familienzulagen im Sinne dieses Gesetzes sind Kinder- und Ausbildungs-
zulagen nach dem Bundesgesetz über die Familienzulagen.

Art. 4

Anspruch auf Familienzulagen

Die Anspruchsberechtigung für Kinder sowie der Anspruch auf Familien-
zulagen für Arbeitnehmende und Arbeitnehmende nicht beitragspflichtiger
Arbeitgeber sowie für Nichterwerbstätige und Selbstständigerwerbende
richten sich nach dem Bundesgesetz über die Familienzulagen.

Im Landrat war Eintreten auf die Vorlage und Wiederaufnahme einer landrätlichen Kompetenz zur Erhöhung
der Familienzulagen über das bundesrechtliche Minimum hinaus unbestritten. Intensiv wurde um eine
Lösung für die Selbstständigerwerbenden gerungen. Entgegen des Kommissionsvorschlags wurde in erster
Lesung eine solche beraten: Der Rat lehnte das Führen von separaten Kassen ab und wies den Vorschlag
zur Prüfung an die Kommission zurück. Nachdem diese einstimmig die Unterstellung aller Selbstständig-
erwerbenden unter das Gesetz und eine gemeinsame Kasse vorschlug, schloss sich in der zweiten Lesung
der Landrat mit klarer Mehrheit diesem Vorschlag an. Die Selbstständigerwerbenden würden sonst durch
die neue Bundesgesetzgebung privilegiert, indem mitarbeitende Ehepartner bei Abrechnung ihrer Tätigkeit
mit der Ausgleichskasse ab einem tiefen Minimum Zulagen geltend machen könnten, die sie mit ihren
Beiträgen nicht annähernd finanzierten. Im Sinne einer gerechten Lösung hätten Selbstständigerwerbende
ihr gesamtes Einkommen abzurechnen, und selbst dann erfolge eine Quersubventionierung, die aber durch
den Einbezug aller Einkommen – wie bei allen der Solidarität verpflichteten Sozialversicherungen – gemildert
werde. Nur eine gemeinsame Lösung sei finanzierbar. Zudem seien manche junge Selbstständigerwerbende
um die Familienzulage froh. – Die Ratsminderheit bemängelte, eine Lösung für Selbstständigerwerbende sei
zu teuer und erheischte zusätzliche Abgaben. Dies belaste die Wirtschaft übermässig und vermindere die
Attraktivität als Wirtschaftsstandort. Zudem sei zweifelhaft, ob die Selbstständigerwerbenden eine Zulagen-
lösung überhaupt wollten. 

Keine Folge leistete der Rat dem regierungsrätlichen Antrag, einen Lastenausgleich einzuführen, welcher die
unterschiedlichen Beitragssätze der Kassen ausgeglichen hätte. Die Kassen können die Beitragssätze in
eigener Kompetenz beschliessen; der Regierungsrat gibt keine Vorgaben mehr. – Im Weiteren nahm der
Landrat einige kleinere Ergänzungen und Anpassungen vor. Er beantragt der Landsgemeinde Annahme des
neuen Einführungsgesetzes. 
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8. Antrag

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, nachstehendem Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über
Familienzulagen zuzustimmen:
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Art. 5

Höhe der Familienzulagen
1 Die Höhe der kantonalen Familienzulagen entspricht den Mindestzulagen
nach dem Bundesgesetz über die Familienzulagen. 
2 Allfällig höhere Familienzulagen werden vom Landrat festgelegt.

III. Organisation und Zuständigkeiten der Familienausgleichs-
kassen

Art. 6

Kantonale Familienausgleichskasse 
1 Die kantonale Familienausgleichskasse besteht in der Rechtsform einer
selbstständigen öffentlich-rechtlichen Anstalt mit Sitz in Glarus. Sie richtet
die Familienzulagen aus und erhebt die Beiträge.
2 Die Geschäfte der kantonalen Familienausgleichskasse werden von der
kantonalen Ausgleichskasse als übertragene Aufgabe geführt. Die daraus
entstehenden Aufwendungen sind der kantonalen Ausgleichskasse zu
vergüten. 
3 Der kantonalen Familienausgleichskasse obliegt die Kontrolle über die
Unterstellung der Arbeitgeber.
4 Die kantonale Familienausgleichskasse überträgt die Ausrichtung der
Familienzulagen in der Regel den Arbeitgebern. Diese haben über ihre
Beiträge und die ausbezahlten Familienzulagen mit der kantonalen
Familienausgleichskasse periodisch abzurechnen. 
5 Bietet der Arbeitgeber keine Gewähr für die Auszahlung der Familien-
zulagen oder ist ein solcher nicht vorhanden, so kann die kantonale
Familienausgleichskasse die Zulagen direkt jener Person, Behörde oder
Institution, die für das Kind sorgt, ausrichten.

Art. 7

Weitere Aufgabe

Die kantonale Familienausgleichskasse ist für die Durchführung des 
Gesetzes über Erwerbsersatzeinkommen für einkommensschwache Eltern
zuständig.

Art. 8

Andere Familienausgleichskassen
1 Andere Familienausgleichskassen sind Familienausgleichskassen nach
dem Bundesgesetz über die Familienzulagen.
2 Die kantonale Familienausgleichskasse kann Verbandsausgleichskassen
im Sinne der Artikel 53 ff. AHVG, denen im Kanton Glarus domizilierte
Arbeitgeber angeschlossen sind, die Ausrichtung der Familienzulagen und
die Erhebung der Beiträge übertragen.
3 Der Regierungsrat ist ermächtigt, zur Vermeidung von Zuständigkeits-
streitigkeiten mit andern Kantonen Vereinbarungen auf Gegenseitigkeit
abzuschliessen, die von den Vorschriften dieses Gesetzes abweichen
können. 

Art. 9

Anerkennung von Familienausgleichskassen
1 Die Anerkennung wird von dem durch den Regierungsrat bezeichneten
Departement ausgesprochen, wenn eine Kasse nach Massgabe dieses
Gesetzes Zulagen ausrichtet und Beiträge erhebt, alle Arbeitnehmenden
ihrer Mitglieder erfasst sowie die angeschlossenen Selbstständigerwer-
benden ausweist und für eine geordnete Geschäftsführung Gewähr bietet.
Die von einer Verbandsausgleichskasse der AHV geführten Kassen werden
anerkannt, wenn sie diese Voraussetzungen erfüllen. 
2 Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen nicht mehr
erfüllt sind. 



Art. 10

Beitrittspflicht
1 Die dem Gesetz unterstellten Arbeitgeber sowie alle Selbstständig-
erwerbenden, die im Kanton Glarus einen Geschäftssitz haben und nach der
AHV-Gesetzgebung beitragspflichtig sind, haben sich der kantonalen oder
einer vom Kanton anerkannten Familienausgleichskasse anzuschliessen. 
2 Arbeitgeber, die eine Betriebskasse führen, haben sich bis zum Inkraft-
treten dieses Gesetzes der kantonalen Familienausgleichskasse oder einer
anerkannten Familienausgleichskasse anzuschliessen.
3 Der kantonalen Familienausgleichskasse werden alle Arbeitgeber und
Selbstständigerwerbenden angeschlossen, die nicht einer anerkannten
Familienausgleichskasse angehören.
4 Die Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Alters- und Hinter-
lassenenversicherung über den Kassenwechsel sind anwendbar.

Art. 11

Aufsicht

Der Regierungsrat übt die Aufsicht über die Familienausgleichskassen aus.

Art. 12

Zusammenschluss und Auflösung von Familienausgleichskassen
1 Der Regierungsrat erlässt die Bestimmungen betreffend Zusammen-
schluss von Familienausgleichskassen. 
2 Bei Auflösung oder Entzug der Anerkennung einer Familienausgleichs-
kasse fällt das Vermögen nach Massgabe der Beitragsleistungen nach
diesem Gesetz anteilsmässig an die Familienausgleichskassen, welche die
Mitglieder übernehmen.

Art. 13

Kassenrevision und Arbeitgeberkontrolle
1 Die Kassen sind jährlich zu revidieren.
2 Die den Kassen angeschlossenen Arbeitgeber sind periodisch auf die
Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften hin zu prüfen.
3 Die Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Alters- und Hinter-
lassenenversicherung über die Kassenrevisionen und über die Arbeitgeber-
kontrollen sind anwendbar.

IV. Finanzierung

Art. 14 

Beiträge 
1 Die Familienzulagen und die jeweiligen Verwaltungskosten werden wie
folgt finanziert: 
a. für Arbeitnehmende und Selbstständigerwerbende durch Beiträge der

Arbeitgeber und der Selbstständigerwerbenden;
b. für Nichterwerbstätige durch den Kanton.
2 Die Familienausgleichskassen setzen die Beiträge der Arbeitgeber und
Selbstständigerwerbenden in Prozenten des AHV-pflichtigen Einkommens
fest.
3 Die Beiträge der Arbeitgeber dürfen nicht den Arbeitnehmenden belastet
werden.
4 Die Bestimmungen des AHVG betreffend den Bezug der Beiträge, die
Nachzahlung geschuldeter und die Rückerstattung zuviel bezahlter Beiträge
sind sinngemäss anwendbar.
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Art. 15

Verwendung der Beiträge

Die Beiträge sowie die Erträge aus Anlagen dürfen nur zur Finanzierung der
Familienzulagen, zur Deckung der daraus entstehenden Verwaltungskosten
und zur Äufnung von Schwankungsreserven verwendet werden.

Art. 16

Verwendung der Überschüsse

Überschüsse der Ausgleichskassen sind zu verwenden:
a. vorerst zur Bildung angemessener Reservefonds;
b. sodann zur Herabsetzung der Beiträge.

Art. 17

Mitwirkungspflicht

Die Mitwirkungspflicht richtet sich nach dem Bundesgesetz über die Fami-
lienzulagen.

Art. 18

Rechtspflege und Strafbestimmungen

Die Rechtspflege und die Strafbestimmungen richten sich nach dem
Bundesgesetz über die Familienzulagen.

Art. 19

Ergänzendes Recht

Soweit dieses Gesetz und die Vollzugsvorschriften des Regierungsrates
keine Regelung enthalten, finden die Bestimmungen des Bundesgesetzes
vom 6. Oktober 2000 über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungs-
rechts (ATSG) und der Bundesgesetzgebungen über die Alters- und Hinter-
lassenenversicherung als ergänzendes Recht entsprechende Anwendung.

V. Schlussbestimmungen

Art. 20

Vollzug

Der Regierungsrat ist mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragt.

Art. 21

Inkrafttreten; Aufhebung bisherigen Rechts
1 Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.
2 Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes werden alle ihm widersprechenden
Vorschriften des kantonalen Rechts, insbesondere das Gesetz vom 12. Mai
1974 über Kinderzulagen für Arbeitnehmer sowie die Vollziehungs-
verordnung zu diesem Gesetz vom 12. Januar 1976, aufgehoben.


